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BRAO § 90

Der Antrag , Vorstandswahlen einer Rechtsanwaltskammer für 
ungültig zu erklären, kann nicht auf die Behauptung 
gestützt werden, der WillensbildungsprozeB einzelner 
Wähler sei durch eine - nicht auf dem Verhalten des
Vorstands beruhende- Fehlinformation Burtickmiiführcin ■

beeinflußt worden.
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Rechtsanwälte
Berlin



BUNDESGERICHTSHOF

Anwz (b) /̂ao BESCHLUSS

in dem Verfahren

1

2

des Rechtsanwalts Hanns-Ekkehard 
ttraße A ,

des Rechtsanwalts Frank
»

tllee '/

Antragsteller und Beschwerdeführer,

gegen

die Rechtsanwaltskammer B 
Präsidenten, BMj^allee \

vertreten durch ihren
» $

Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin

wegen Wahlanfechtung



-  2 -

Der Bundesgerichtshof» Senat für Anwaltssachen» hat am 
30. Juni 1980 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Vogt» 
die Richter LaufhUtte» Dr. Gribbohm und Dr. Jähnke so­
wie die Rechtsanwälte Siebecke» Schaefer und Dr. Rössler 
nach mündlicher Verhandlung beschlossen:

Die sofortigen Beschwerden der Antragsteller 
gegen den auf Grund der mündlichen Verhand­
lung vom 14. November 1979 ergangenen Beschluß 
des Ehrengerichtshofs für Rechtsanwälte Berlin 
werden zurückgewiesen.

Jeder Antragsteller hat die Kosten seines 
Rechtsmittels zu tragen und der Antragsgegnerin 
die Auslagen zu erstatten, die ihr im zweiten 
Rechtszug notwendig erwachsen sind.

Der Geschäftswert des gesamten Beschwerdever­
fahrens wird auf 20.000 DM festgesetzt.

G r ü n d e  :

I.

In der ordentlichen Versammlung der Rechtsanwalts­
kammer Berlin vom 14. Februar 1979 waren zehn Mitglieder 
des Vorstandes neu zu wählen. Die ausgedruckt vorliegen­
den Stimmzettel enthielten die Namen von dreizehn Rechts­
anwälten. Von diesen wurden im ersten Wahlgang acht 
Rechtsanwälte gewählt, und zwar A ^ P B ,  B<
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Vor Beginn des zweiten Wahlganges wies der Antragsteller 
Rechtsanwalt darauf hin9 daß er einen Zettel fol­
genden Wortlauts in die Hand bekommen habe:

"Der vom Vorstand der Rechtsanwaltskammer unter­
stützte Wahl Vorschlag:

Rechtsanwalt A 
Rechtsanwalt 
Rechtsanwalt 
Rechtsanwalt 
Rechtsanwalt H 
Rechtsanwalt 
Rechtsanwalt K 
Rechtsanwalt P 
Rechtsanwalt Schaft 
Rechtsanwalt St

, Jörg-Konrad

Peter Michael

i

Der Präsident erklärte hierzu als Versammlungsleiter» daß 
der Vorstand als solcher keinen Wahlvorschlag gemacht 
habe. Der Zettel sei vom Vorstand nicht in Umlauf ge­
setzt worden. Sein Inhalt stimme jedoch seiner Erinnerung 
nach mit einem Wahl Vorschlag überein» der im Anwal tszim- f
mer des Landgerichts ausgelegen habe und der von ihm und 
Vorstandskollegen unterstützt worden sei.

Während der anschließenden Debatte erklärten die 
Rechtsanwälte L^^» und L^|0iP» deren Namen auf
den ausgedruckten Stimmzetteln vermerkt waren» daß sie 
ihre Kandidatur nicht aufrechterhielten. Der Präsident 
erklärte daraufhin» daß die Rechtsanwälte ihre Wahl nur 
aus den im Gesetz vorgesehenen Gründen ablehnen könnten.



Der Antrag von Rechtsanwalt P ^ ^ p ,  weitere Wahlen erst 
in einer neu anzuberaumenden Kammerversammlung stattfin­
den zu lassen, fand keine Mehrheit. Im anschließenden 
Wahlgang erhielten die Rechtsanwälte und

die meisten Stimmen und waren damit gewählt.

Die Antragsteller haben die Gültigkeit der Wahl 
angefochten und beantragt, die Wahlen zum Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer Berlin vom 14. Februar 1979 für 
ungültig zu erklären. Der Ehrengerichtshof hat die An­
träge zurückgewiesen. Hiergegen wenden sich die Antrag­
steller mit ihren - vom Ehrengerichtshof zugelassenen - 
sofortigen Beschwerden.

Rechtsanwalt macht geltend, die Mitglieder
des Ehrengerichtshofs Rechtsanwalt Prof. Dr. 
und Richter am Kammergericht Bf||^^ hätten an der ange­
fochtenen Entscheidung nicht mitwirken dürfen, weil sie 
nicht wirksam ernannt worden seien. Das gelte auch für 
den Richter am Kammergericht M^|p, sofern er vom Senator 
für Justiz B ^ ^ H P  ernannt worden sei, denn Prof. Dr.

habe die Ernennungsurkunden mit einem Handzeichen 
und nicht mit einer Unterschrift gezeichnet.

Rechtsanwalt macht geltend, die Wahl der im
ersten Wahlgang gewählten acht Rechtsanwälte sei nicht 
ordnungsgemäß zustandegekommen. Stamme der Handzettel, 
den er in der Versammlung erhalten habe, vom Vorstand, 
so habe dieser seine Neutralitätspflichten verletzt. 
Stamme er nicht vom Vorstand, so hätten sich die Ver­
fasser einer Position, die sie nicht hätten ausüben 
dürfen, berühmt. Die Irreführung der Wahlversammlung 
könne das Wahlergebnis beeinflußt haben.
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Die Antragsgegnerin bittet um Zurückweisung der 
sofortigen Beschwerde.

Sie ist der Auffassung, da8 die Bestellung der 
von Prof. Dr. B ^ | ^ ^  ernannten Richter des Ehrengerichts­
hofs wirksam sei. Die Ernennungsurkunden seien von der 
zuständigen Behörde unterschrieben. Der Schriftzug von 
Prof. Dr. B ^ 0 ^  genüge den Anforderungen an eine eigen­
händige Unterschrift, weil er individuell und einmalig 
sei und charakteristische, die Identität des Unter- ^
zeichnenden kennzeichnende Merkmale aufweise. Die ange- 
fochtene Wahl sei gültig. Eine offizielle Empfehlung des 
Kammervorstandes habe es nicht gegeben. Im übrigen hätte, 
so meint die Antragsgegnerin, der Kammervorstand einen 
Wahl Vorschlag machen können. Die Rechtsanwaltskammern 
seien nicht in das allgemeine Verwaltungsrecht als Ver­
waltungsbehörde einzuordnen, seien vielmehr mit privat­
rechtlich organisierten Selbstverwaltungseinheiten zu 
vergleichen. Im Organisationsrecht der juristischen 
Personen gebe es jedoch keinen Rechtssatz, der es den 
Organen untersage, Wahlvorschläge zu machen.

ii. #]
Die Rechtsmittel sind zulässig (§91 Abs. 6 BRAO), 

aber nicht begründet.

1. Die Rüge, an der Entscheidung des Ehrengerichts­
hofs hätten Richter mitgewirkt, die nicht wirksam er­
nannt worden seien, hat schon deshalb keinen Erfolg, weil 
der Senat für Anwaltssachen des Bundesgerichtshofs in 
dieser Sache als Beschwerdeinstanz in dem für Angelegen-
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heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geltenden Ver­
fahren» somit als Tatsacheninstanz» zu entscheiden und 
die Sache in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht 
selbst und ohne Bindung an die Feststellungen der Vor­
instanz zu beurteilen hat. Ein etwaiger Verfahrensmangel 
des Ehrengerichtshofs kann deshalb durch den Bundesge­
richtshof geheilt werden. Geschieht dies» so kann» da 
der Betroffene keinen Anspruch darauf hat» daß sein 
Fall von zwei Tatsacheninstanzen beurteilt wird» von 
einer ZurUckverweisung abgesehen werden (BGH» Beschlüsse 
vom 24. April 1961 - AnwZ (B) 2/61 * EGE VI,57; vom 
10. Juli 1961 - AnwZ (B) 18/61 * EGE VII, 7, 9, insoweit 
in BGHZ 35» 292 nicht abgedruckt; vom 13. März 1978
- AnwZ (B) 1/78; vom 13. März 1978 - AnwZ (B) 2/78 - 
und vom 15. Oktober 1979 - AnwZ (B) 8/79 ). Dies gilt 
auch für die Rüge, der Ehrengerichtshof sei nicht ord­
nungsgemäß besetzt gewesen (BGH, Beschluß vom 25. Juni 1979
- AnwZ (B) 3/79 ).

Eine Aufhebung der angefochtenen Entscheidung käme 
deshalb nur dann in Betracht, wenn der Spruchkörper, der 
sie getroffen hat, gar nicht als Gericht anzusehen wäre.
Ein solcher schwerwiegender Mangel liegt aber nicht vor.
Die Richter, deren Ernennung zu Mitgliedern des Ehrenge­
richtshofs nach Auffassung des Antragstellers Rechtsan- 
walt fehlerhaft ist, sind von der zuständigen
Behörde durch Aushändigung einer Urkunde (§§ 103 BRAO,
17 DRiG) ernannt worden. Ein Fehler bei der Bestallung, 
der die Nichtigkeit des Ernennungsaktes zur Folge hätte 
(§ 18 DRiG), liegt nicht vor; denn die etwaige Unter­
zeichnung der Ernennungsurkunden mit einer Paraphe ist 
kein Nichtigkeitsgrund.
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•2. Die Vorstandswahlen vom 14. Februar 1979 sind 
gültig.

a) Nach § 90 Abs. 1 BRAO kann der Ehrengerichtshof 
für Rechtsanwälte Wahlen des Vorstandes für ungültig oder 
nichtig erklären, wenn sie unter Verletzung des Gesetzes 
oder der Satzung zustande gekommen sind. Den Antrag kann 
ein Mitglied der Kammer stellen (§90 Abs. 2 BRAO).

b) Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts (BVerfGE 44, 125) ist es Staatsorganen unter­
sagt, sich in amtlicher Funktion im Hinblick auf Wahlen mit 
politischen Parteien oder Wahlbewerbern zu identifizieren 
und sie unter Einsatz staatlicher Mittel zu unterstützen 
oder zu bekämpfen, insbesondere durch Werbung die Ent­
scheidung des Wählers zu beeinflussen. Staatsorgane
haben sich vielmehr im Wahlkampf neutral zu verhalten 
(BVerfGE 44, 125, 144).

c) Ob es in entsprechender Anwendung dieser Grund­
sätze dem Vorstand einer Rechtsanwaltskammer untersagt 
ist, Vorschläge zu Vorstandswahlen in amtlicher Eigen­
schaft selbst zu machen oder zu unterstützen, braucht 
nicht entschieden zu werden. Denn ein solcher Fall liegt 
hier nicht vor. Der Präsident der Antragsgegnerin hat
in der Wahlversammlung erklärt, der Vorstand habe eine 
eigene offizielle Empfehlung nicht abgegeben und auch 
den Handzettel nicht in Umlauf gesetzt. Es liegen keiner­
lei Anhaltspunkte dafür vor, daß diese Erklärung unrich­
tig wäre. Auch die Antragsteller behaupten dies nicht.
Bei dieser Sachlage ist davon auszugehen, daß der in 
Umlauf gesetzte Hinweis auf einen vom Vorstand unter-
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stützten Vahlvorschlag eine - vom Vorstand nicht veran- 
laßte - Fehlinformation enthält*

d) Hat der Vorstand somit seine Pflichten nicht ver­
letzt, so liegt kein Grund vor, der dazu führen könnte, 
die Vorstandswahlen für ungültig oder für nichtig zu 
erklären* Darauf, daß der Willensbildungsprozeß einzel­
ner Wähler, worauf der Antragsteller hingewiesen
hat, durch eine Falschinformation beeinflußt worden sein 
könnte, die nicht auf das Verhalten des Vorstandes zu­
rückzuführen ist, läßt sich der Antrag, die Vorstands­
wahlen für ungültig zu erklären, nicht stützen. Fehler­
hafte Informationen, die bei Wahlen nicht selten sind, 
können durch die gerichtliche Überprüfung von Wahlen 
nicht unterbunden werden* Das Unterbleiben solcher In­
formationen kann auch durch die Ansetzung von Neuwahlen 
nicht garantiert werden. Im Wahlprüfungsverfahren können 
deshalb Verletzungen der inneren Wahlfreiheit (Beeinträch­
tigungen der freien Willensbildung) - außer durch Per­
sonen, die durch eine besondere Neutralitätspflicht 
gebunden sind - nicht gerügt werden* Damit stimmt über­
ein, daß der Grundsatz der Wahlfreiheit (Art* 38 GG)



- 9 -

nur den eigentlichen Wahlakt (die Willensverwirklichung), 
nicht aber die Willensbildung schützt (von Heyl, Wahl­
freiheit und Wahlprüfung, S. 210 f ra.w.N.; Badura in 
Bonner Kommentar, Anhang zu Art. 38 GG Rdn. 16).

Vogt Laufhütte Gribbohm Jähnke
Siebecke Schaefer Rössler



Berichtigung des Leitsatzes

BGH, Beschluß vom 30. Juni 1980 - AnwZ (B) 3/80 - 

- Leitsatz zu BRAO § 90 -

Im Leitsatz muß es in der letzten Zeile nicht 
”... zurückzuführen" sondern richtig:

".... beeinflußt worden. n

heißen*

Bundesgerichtshof 
- Geschäftsstelle -
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